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HINTERGRUND 

Die Polizei ist in der gesamten EU mit einer Vielzahl schwieriger sozialer Probleme konfrontiert. Obgleich die 
Polizei für die Dienste, die sie für die Gesellschaft erbringt, Anerkennung verdient, muss sie für ihr Handeln auch 
uneingeschränkt zur Verantwortung gezogen werden. In der Tat wird in einem demokratischen Staat erwartet, 
dass die Polizei das Recht in gerechter Weise durchsetzt und Grundrechte schützt. Tun Polizeibeamte dies nicht, 
müssen Mechanismen greifen, mit denen eine entsprechende Rechenschaftspflicht gewährleistet und ein 
Missbrauch in Zukunft verhindert wird.  

In den meisten europäischen Ländern ist die Anwendung von Zwang im Verhältnis zur Gesamtzahl des 
Aufeinandertreffens von Polizei und Bürgerinnen und Bürgern selten. In den letzten Jahren sind Fälle von 
Polizeigewalt und Anwendung von Zwang mit Todesfolge jedoch zu einem wichtigen Thema im öffentlichen 
Diskurs geworden. Fälle mit großem Medienecho haben die öffentliche Meinung von der Polizei geprägt, 
insbesondere nach dem Tod von George Floyd, der am 25. Mai 2020 unter dem Knie des Polizeibeamten Derek 
Chauvin starb. Schon lange vor dem Tod Floyds gab es in der EU schwerwiegende Vorkommnisse, bei denen 
polizeiliche Maßnahmen über das rechtlich und ethisch vertretbare Maß hinausgingen. Diese Vorfälle haben 
das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Polizei erschüttert und ihr Verständnis davon, was die Polizei ist und tut, 
geprägt. Umfangreiche Untersuchungen haben gezeigt, dass die Polizei in den Augen der Menschen an 
Legitimität einbüßt, wenn sie gegen grundlegende Normen der Fairness und der Verfahrensgerechtigkeit 
verstößt. Die Strafverfolgungsbehörden in der gesamten EU sind in großem Maße von der einvernehmlichen 
Akzeptanz und Unterstützung der Menschen abhängig. Werden Polizeikräfte für ihr Handeln nicht zur 
Verantwortung gezogen und wird nicht rasch auf ihr Handeln reagiert, schadet dies dem öffentlichen Vertrauen 
und somit der Legitimität der Polizei. Eine der zentralen, tagtäglichen Aufgaben der Strafverfolgungsbehörden 
in der Union ist es, Strafverfolgungsmaßnahmen, die als parteiisch oder diskriminierend wahrgenommen 
werden, möglichst zu verhindern und vorbildliche Polizeiarbeit zu fördern.  

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/703590/IPOL_STU(2022)703590_EN.pdf 

KURZFASSUNG 

Diese von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Ersuchen des LIBE-Ausschusses in Auftrag gegebene Studie liefert 
Hintergrundinformationen zur Ethik, Rechenschaftspflicht und Kontrolle der Polizei in der EU. Die 
Studie zeigt, dass bestehende EU-Mechanismen und -Instrumente zur Stärkung der polizeilichen 
Rechenschaftspflicht beitragen können. Ferner werden in der Studie Defizite und Schwachstellen 
aufgezeigt und es werden Empfehlungen zu deren Behebung ausgesprochen.  
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Von der Polizeiarbeit im Sinne der Durchsetzung von Recht und Gesetz wird mehr denn je erwartet, dass sie 
auf einem hohen Maß an Legitimität, Transparenz und Rechenschaftspflicht beruht. Die Entwicklung von 
Kontrollmechanismen für die Polizei zur wirksamen Erfassung, Bearbeitung und Untersuchung von 
Beschwerden oder gegebenenfalls zur proaktiven Beaufsichtigung von polizeilichen Maßnahmen leitet sich 
aus einer Reihe internationaler und europäischer Anforderungen und Pflichten ab. Ferner wurden sowohl auf 
internationaler als auch auf europäischer Ebene Verhaltenskodizes für die Polizei entwickelt, um klare 
Standards festzulegen. Diese Standards und Kodizes tragen jeweils zur Stärkung der polizeilichen 
Rechenschaftspflicht bei. Zudem bieten sie eine solide Grundlage für eine angemessene Anwendung von 
Zwang und für die Stärkung des Vertrauens der Bürgerinnen und Bürger in die Polizei.  

Die Rechenschaftspflicht bezieht sich auf ein System aus internen und externen Kontrollen, mit dem 
sichergestellt werden soll, dass die Polizei die ihr übertragenen Aufgaben vorbildlich erfüllt und zur 
Verantwortung gezogen wird, wenn sie dies nicht tut. Interne, die eigene Tätigkeit betreffende 
Untersuchungen der Polizei werden häufig als parteiisch und unglaubwürdig wahrgenommen. 
Ausschlaggebend für die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger scheinen dabei nicht nur die 
Unabhängigkeit, sondern auch die Aspekte Kommunikation, Zügigkeit und wahrgenommene Fairness zu sein. 
Viele Studien zeigen, dass Beschwerdeführer in der Regel weder auf Vergeltung noch auf Bestrafung aus sind, 
sondern fair behandelt werden wollen, ihre Anliegen kommunizieren wollen und das Verhalten der Polizei in 
Zukunft verbessern wollen. Die zivile Kontrolle von polizeibezogenen Beschwerden wird weithin als wirksames 
Mittel betrachtet, wenn es darum geht, zu gewährleisten, dass Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern 
über das Verhalten von Polizeibeamten wirksam untersucht und ordnungsgemäß erfasst werden und am Ende 
ein faires und gerechtes Ergebnis steht. Viele Verwaltungen in den EU-Ländern haben nach wiederholt 
auftretenden Problemen mit polizeilichem Fehlverhalten und dem Versagen interner Kontrollmechanismen 
externe Kontrollinstanzen für die Polizei eingerichtet. Diese nicht-polizeilichen Kontrollinstanzen 
unterscheiden sich mit Blick auf ihr Mandat, ihre Untersuchungsbefugnisse und die ihnen für ihre Aufgaben 
zur Verfügung stehenden Mittel allerdings erheblich. Somit stellt sich unweigerlich die Frage nach der Fähigkeit 
dieser Instanzen, Machtmissbrauch wirksam festzustellen und zu verhindern. Zur Gewährleistung einer solchen 
demokratischen Rechenschaftspflicht der Polizei sollten nicht-polizeiliche Kontrollinstanzen mit 
ausreichenden Ressourcen, angemessenen Finanzmitteln und einem klaren Mandat ausgestattet werden. Für 
die langfristige Legitimität und Effizienz eines zivilen Kontrollmechanismus ist es ganz klar erforderlich, dass 
die Kontrollinstanzen ihrerseits ebenfalls einer Rechenschaftspflicht unterliegen, die mit der 
Rechenschaftspflicht der von ihnen kontrollierten Stellen vergleichbar ist.  

Die Kommission bemüht sich verstärkt um eine Bekämpfung des strukturellen Rassismus bei der Polizei. Im EU-
Aktionsplan gegen Rassismus 2020–2025 wird die Rolle der EU-Agenturen hervorgehoben, insbesondere die 
Rolle der Agentur für Grundrechte (FRA) bei der Sammlung einschlägiger Informationen und die Rolle der 
Agentur für die Aus- und Fortbildung auf dem Gebiet der Strafverfolgung (CEPOL) bei der Durchführung von 
Schulungen. Das Europäische Parlament hat die Mitgliedstaaten wiederholt aufgefordert, das Problem der 
unverhältnismäßigen Anwendung von Zwang seitens der Polizei anzugehen und in dieser Hinsicht weiter 
reichende Maßnahmen zu ergreifen, einschließlich in Form der Schaffung eines EU-Kodex der Polizeiethik. Die 
FRA hat umfassende Untersuchungen durchgeführt, um die Behörden der Mitgliedstaaten mit Leitfäden und 
Handbüchern sowie mittels einer Bestandsaufnahme der Praktiken bei Polizeikontrollen unter Hervorhebung 
des ethnischen Profilings und diskriminierender Praktiken zu unterstützen. Die Agentur sollte weiterhin 
Informationen sammeln und könnte möglicherweise ein Follow-up bei den Mitgliedstaaten zur Anwendung 
und Wirksamkeit ihrer Arbeiten auf nationaler Ebene durchführen. Europol könnte – im Einklang mit seinem 
Zuständigkeitsbereich (der Rassismus und Fremdenfeindlichkeit umfasst) – seine Anstrengungen durch ein 
spezielles Zentrum und spezielle Schulungen in Zusammenarbeit mit der CEPOL verstärken. Grundrechte sind 
bei den von der CEPOL angebotenen Schulungen ein Querschnittsthema und müssen im gesamten 
Schulungsangebot berücksichtigt werden. Die Agentur könnte ihre Bemühungen verstärken und den 
Forderungen der EU-Organe gerecht werden, indem sie verschiedene qualitativ hochwertige Schulungen 
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entwickelt und sowohl vor Ort als auch online durchführt, um einen möglichst großen Personenkreis zu 
erreichen.  

Die jüngsten Vorschläge der Kommission zu einem EU-Kodex für die polizeiliche Zusammenarbeit sind für diese 
Studie insofern relevant, als sich das Kommissionspaket auf die Schaffung einer gemeinsamen EU-Kultur durch 
eine erhebliche Ausweitung der gemeinsamen Aus- und Fortbildung und beruflichen Weiterbildung im 
Bereich der grenzüberschreitenden operativen polizeilichen Zusammenarbeit bezieht.  

Vor diesem Hintergrund werden in dieser Studie die folgenden Maßnahmen empfohlen: 

EMPFEHLUNGEN 

• Stärkung des öffentlichen Vertrauens in die Polizei durch eine Datenerhebung, die der Überprüfung 
durch die Bürgerinnen und Bürger offensteht.  

• Verbesserung der Schulungen zu Menschenrechten.  

• Ausweitung der Befugnisse nicht-polizeilicher Kontrollinstanzen und Stärkung des Netzwerks 
unabhängiger Behörden für Beschwerden über die Polizei.  

• Verstärkter Schutz von Presseleuten. 

• Förderung der Zusammenarbeit zwischen Forschern und in der praktischen Polizeiarbeit tätigen 
Personen.  

• Untersuchung der möglichen Auswirkungen neuer Technologien auf die Rechenschaftspflicht der 
Polizei und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger.   
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